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Text 

Artikel 3 

(1) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, dass mindestens die folgenden Handlungen und Tätigkeiten in vollem 
Umfang von seinem Strafrecht erfasst werden, gleichviel ob diese Straftaten im Inland oder 
grenzüberschreitend von einem Einzelnen oder auf organisierte Weise begangen werden: 

 a) in Bezug auf den Verkauf von Kindern im Sinne des Artikels 2: 

 i) das Anbieten, Übergeben oder Annehmen eines Kindes, gleichviel durch welches Mittel, zum 
Zwecke 

 a. der sexuellen Ausbeutung des Kindes; 

 b. der Übertragung von Organen des Kindes zur Erzielung von Gewinn; 

 c. der Heranziehung des Kindes zur Zwangsarbeit; 

 ii) als Vermittler, das unstatthafte Herbeiführen der Zustimmung zur Adoption eines Kindes unter 
Verstoß gegen die anwendbaren internationalen Übereinkünfte betreffend die Adoption; 

 b) das Anbieten, Beschaffen, Vermitteln oder Bereitstellen eines Kindes zur Kinderprostitution im 
Sinne des Artikels 2; 

 c) das Herstellen, Vertreiben, Verbreiten, Einführen, Ausführen, Anbieten, Verkaufen oder Besitzen 
von Kinderpornographie im Sinne des Artikels 2 zu den genannten Zwecken. 

(2) Vorbehaltlich der innerstaatlichen Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats gilt dies auch für den 
Versuch, eine dieser Handlungen zu begehen, sowie für die Mittäterschaft oder Teilnahme an einer dieser 
Handlungen. 

(3) Jeder Vertragsstaat bedroht diese Straftaten mit angemessenen Strafen, die der Schwere der Taten 
Rechnung tragen. 

(4) Vorbehaltlich seiner innerstaatlichen Rechtsvorschriften trifft jeder Vertragsstaat gegebenenfalls 
Maßnahmen, um die Verantwortlichkeit juristischer Personen für die Straftaten nach Absatz 1 zu 
begründen. Vorbehaltlich der Rechtsgrundsätze des Vertragsstaats kann diese Verantwortlichkeit 
juristischer Personen straf-, zivil- oder verwaltungsrechtlicher Natur sein. 

(5) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten rechtlichen Maßnahmen und Verwaltungsmaßnahmen um 
sicherzustellen, dass alle an der Adoption eines Kindes beteiligten Personen im Einklang mit den 
anwendbaren internationalen Übereinkünften handeln. 


